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Am 28. Januar 2016 hat die slowenische Nationalversammlung mit 47 Ja- und zwei
Neinstimmen einer Änderung des Mediengesetzes zugestimmt. Bei der Änderung
geht es um die Festlegung von Quoten für slowenische Musik bei Radio- und
Fernsehsendern und um eine Regelung für Hasskommentare auf Internet-
Plattformen.

Der Änderungsantrag der Regierung löste eine heftige Debatte aus, vor allem in
Bezug auf die Quoten für slowenische Musik im Radio. Bisher war geregelt, dass
gemäß Artikel 86 des Gesetzes mindestens 20 % der Musik in privaten Radio- und
Fernsehsendern slowenische Musik oder Musikproduktionen slowenischer Künstler
und Interpreten als Quote eingehalten werden mussten. Bei öffentlich-rechtlichen
Sendern liegt dieser Anteil bei mindestens 40 % und bei Radio- und
Fernsehprogrammen mit einer bestimmten Programmrichtung (Themensendern)
bei mindestens 25%. Nach dem Änderungsantrag der Koalition, der von der
Nationalversammlung in der zweiten Lesung angenommen wurde, wurde Artikel
86 durch Absatz a ergänzt. In Zukunft müssen die Quoten für slowenische Musik
in allen Radio- und Fernsehsendern in der Zeit zwischen 6.00 bis 19.00 Uhr zu
mindestens 60% erfüllt werden. Bei öffentlich-rechtlichen Radio- und
Fernsehsendern liegt die Quote für slowenische Musik bei mindestens 40%, bei
Themensendern bei mindestens 25%, und bei privaten Radiosendern bei
mindestens 20%. Sowohl das öffentlich-rechtliche Radio Slowenien als auch die
privaten Radiosender haben davor gewarnt, dass die Änderung des
Mediengesetzes durch die Festlegung von Quoten und Intervallen für slowenische
Musik eine Einmischung in ihre redaktionelle Unabhängigkeit darstelle und dass
sich dadurch der Charakter des Radios erheblich verändern würde. Aber der
slowenische Kulturminister ist der Meinung, dass eine solche Vorschrift
gerechtfertigt ist, um die heimische Musik, die Sprache und Kultur zu fördern.
Artikel 86a wird am 1. Juli 2016 in Kraft treten.

Die Änderung in Bezug auf die Regelung für Hassbotschaften im Internet
verpflichtet die Betreiber von Websites, Regeln für Kommentare festzulegen. Sie
legt auch die Frist für die Löschung solcher Botschaften fest. Im Einklang mit der
Entscheidung des Verfassungsgerichts muss der Antrag auf Entfernung innerhalb
von 30 Tagen eingehen, nachdem die Veröffentlichung der Hassbotschaft
festgestellt wurde, spätestens aber drei Monate nach der Veröffentlichung.
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Zakon o stremenbah in dopolnitvah zakona o meijih (ZMed-C) dne
28.1.2016

http://imss.dz-rs.si/imis/b45e5fd2fbf52fc2cfe5.pdf

Änderung des Mediengesetzes vom 28. Januar 2016
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